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Mit dem iran-report stellt die Heinrich-Böll-Stiftung
der interessierten Öffentlichkeit eine Zusammenfassung ihrer kontinuierli-
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I. Innenpolitik

Neue Regierung noch nicht komplett

Das von Konservativen dominierte isla-
mische Parlament hat am 24. August
vier der vom neuen Regierungschef Mah-
mud Ahmadinedschad vorgeschlagenen Mi-
nister abgelehnt, darunter den Kandi-
daten für das Ölministerium Ali Said-
lu. Siebzehn Minister erhielten die
Zustimmung der Mehrheit.

Allen Bekundungen Ahmadinedschads zum
Trotz, eine Regierung zu bilden, in
der sich „die siebzig Millionen Bürge-
rinnen und Bürger Irans vertreten füh-
len“, zeugt das frisch gewählte Kabi-
nett davon, dass die radikalen Isla-
misten entschlossen sind, die Macht zu
monopolisieren. Unter den neuen Kabi-
nettsmitgliedern befinden sich keine
Vertreter der Konservativen, die als
moderat gelten, geschweige denn welche
aus dem Lager der Reformer. Auch keine
einzige Frau wurde in die Regierungs-
mannschaft aufgenommen. Die Ablehnung
von vier Kandidaten im Parlament macht
deutlich, dass das Lager der konserva-
tiven Islamisten längst gespalten ist.

Eine solche einseitige Regierung, die
nur eine kleine Minderheit der Wähler
repräsentiert, hat es in der sechsund-
zwanzigjährigen Geschichte der Islami-
schen Republik noch nie gegeben.
Selbst in der Ära Chomeini war der Re-
volutionsführer grundsätzlich darauf
bedacht, ein Gleichgewicht der Kräfte
zu sichern und die Staatsmacht unter
den verschiedenen Fraktionen innerhalb
des islamischen Lagers aufzuteilen.
Ahmadinedschad hat dem ein Ende ge-
setzt.

Auffallend ist auch, dass sämtliche
Schlüsselpositionen von Personen be-
setzt sind, die entweder beim Geheim-
dienst oder beim Militär bzw. bei pa-
ramilitärischen Organisationen Karrie-
re gemacht haben. Insgesamt stammen
fünf Minister aus den Reihen der Mili-
tärs und fünf aus den der Geheimdiens-
te. Manchen von ihnen wird, wie dem
Regierungschef selbst, eine Beteili-
gung an Mordattentaten gegen Dissiden-
ten vorgeworfen.

Betrachtet man die Minister, die
Schlüsselpositionen übernehmen werden,
bestätigt sich die Befürchtung, die
neue Regierung werde einen harten und
radikal islamischen Kurs fahren und

soweit es ihr möglich ist, die unter
den Reformen gewonnenen politischen
und gesellschaftlichen Freiräume zu-
rück nehmen.

Gholam Hussein Mohseni Ejeh-i, der das
Geheimdienstministerium übernehmen
wird, war nacheinander Personalchef im
Geheimdienstministerium, Beauftragter
der Justiz beim Geheimdienst, Ober-
staatsanwalt beim Sondergericht für
Geistliche, Leiter der Sonderabteilung
der Justiz für staatliche Angestellte
und Sonderbeauftragter der Justiz für
die Presse. Ejeh-i wird vorgeworfen,
an den so genannten Kettenmorden des
Jahres 1999, bei denen ein Politiker-
ehepaar, zwei Schriftsteller und zwei
Journalisten ermordet wurden, betei-
ligt gewesen zu sein. Während seiner
Tätigkeit als Staatsanwalt beim Son-
dergericht für Geistliche hat er harte
Urteile gegen mehrere bekannte Geist-
liche, die eine Reformierung des Islam
anstreben, durchgesetzt.

Mostafa Purmohammadi, der für das In-
nenministerium vorgesehen ist, war ü-
ber lange Jahre Stellvertreter des In-
formationsministers. Er diente unter
dem berüchtigten Geheimdienstchef Ali
Fallahian, dem die Teilnahme an zahl-
reichen Mordattentaten gegen Oppositi-
onelle nachgesagt wird. Auch Purmoham-
madi selbst soll an diesen Attentaten
maßgeblich beteiligt gewesen sein. Er
und sein Minister wurden 1997 nach der
Wahl Chatamis zum Staatspräsidenten
aus dem Amt entlassen. Zuvor war Pur-
mohammadi in verschiedenen Provinzen
als Staatsanwalt tätig gewesen. Nach
seiner Entlassung arbeitete er im „Do-
kumentationszentrum der islamischen
Revolution“, einer Einrichtung, die
von radikalen Islamisten geführt wird
und für ideologische und strategische
Fragen des Gottesstaates zuständig
ist. Hier werden auch die Kampagnen
gegen Andersdenkende und vor allem ge-
gen westliche Einflüsse im Bereich der
Kultur organisiert.

2003 wurde Purmohammadi ins Büro des
Revolutionsführers Ali Chamenei beru-
fen. Hier leitet er die Abteilung für
politische und soziale Fragen.

Mostafa Mohammad Nadjdjar, der neue
Verteidigungsminister, war von Anbe-
ginn Mitglied der „Wächter der Revolu-
tion“, einer nach der Revolution als
eine Art Volksmiliz gegründeten Ein-
richtung, die inzwischen weit größer
und wichtiger geworden ist als die re-
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guläre Armee. Zu den ersten Aufgaben
der Revolutionswächter gehörte die
Niederschlagung oppositioneller Orga-
nisationen und die Liquidierung der
Organisationen der iranischen Kurden,
Azaris, Balutschen, Turkmenen und Ara-
ber, die im Zuge der Revolution für
ein föderales System warben und mehr
Autonomie für ihre Gebiete verlangten.
Nadjdjar hatte sich auf den Kampf ge-
gen Autonomiebewegungen spezialisiert.
Vor allem bei der Niederschlagung der
Autonomiebewegung der Kurden spielte
er eine führende Rolle. Später über-
nahm er bei den Revolutionswächtern
die Leitung der Abteilung für den Na-
hen Osten (Libanon, Palästina und die
Golfstaaten)und hatte damit auch enge
Verbindung zu bewaffneten Gruppen bzw.
terroristischen Organisationen.

Mohammad Hussein Saffar Harandi wird
künftig das Ministerium für Kultur und
islamische Führung leiten. Harandi ist
als stellvertretender Chefredakteur
der Tageszeitung Kayhan landsweit be-
kannt. Die Zeitung bildet ein Sprach-
rohr der ultrarechten Islamisten. Sei-
ne Bekanntheit hat Harandi insbesonde-
re durch seine Hetztiraden gegen Dis-
sidenten, Reformer und vermeintlich
verderbliche Einflüsse aus dem Westen
erworben. Vor seiner journalistischen
Tätigkeit war Harandi zunächst stell-
vertretender Kommandeur der Revoluti-
onswächter für die westlichen Provin-
zen des Landes. Danach leitete er die
politische Abteilung im Hauptquartier
der Revolutionswächter und war gleich-
zeitig Mitglied des Rates, der für die
politische Strategie der Nachrichten-
agentur der islamischen Republik zu-
ständig war.

Zu den Aufgaben des Ministeriums für
Kultur und islamische Führung gehört
die Kontrolle und Führung der gesamten
Medien und sonstiger publizistischer,
literarischer und künstlerischer Akti-
vitäten. Die offizielle Zensurbehörde
ist hier angesiedelt. Aus diesem Grund
nimmt das Kulturministerium, innenpo-
litisch und gesellschaftlich betrach-
tet, eine herausragende Stellung ein.
In einem kürzlich geführten Pressege-
spräch betonte Harandi, er werde als
Minister um keinen Deut von seinen
bisherigen Ansichten und Grundsätzen
abweichen.

Harandi stimmt wie wohl auch die ande-
ren Minister mit dem Regierungschef ü-
berein, der nach eigenem Bekunden ei-
nen „reinen islamischen Staat“ an-
strebt. Es ist schon auffällig, dass

Ahmadinedschad das Wort „Republik“
nicht mehr benutzt und immer wieder
vom islamischen Staat spricht. Darauf
machte ihn auch der Abgeordnete Bijan
Schahbazkhani während der Parlaments-
debatte über die neue Regierung auf-
merksam. „Offiziell heißt unser Staat
immer noch Islamische Republik Iran
und ich kann mir nicht erklären, warum
Sie als Staatspräsident seit Ihrer
Wahl immer nur vom islamischen Staat
sprechen“, sagte Schahbazkhani.

Interessant an der Parlamentsdebatte
war, dass die meisten Kritiker der
neuen Regierung der Fraktion der Kon-
servativen angehörten, was verdeut-
licht, dass das Lager der Konservati-
ven, zu dem auch Ahmadinedschad ge-
hört, längst nicht mehr als eine homo-
gene Fraktion betrachtet werden kann.
Der konservative Abgeordnete Emad
Afrugh ging in seiner scharfen Kritik
am Regierungsprogramm und an der Re-
gierungsmannschaft sogar soweit, vor
einer neuen Diktatur zu warnen. Es sei
allgemein bekannt, dass aus der kon-
stitutionellen Revolution (1906) die
Diktatur des Schah Reza Pahlawi her-
vorging und der nationalen Bewegung
zur Verstaatlichung der Ölindustrie
unter Mossadegh ein von der CIA orga-
nisierter Putsch folgte, der dem Land
eine neue Diktatur beschert habe, sag-
te Afrugh und fügte hinzu: „Ich möchte
davor warnen, dass aus dem übertriebe-
nen liberalen Individualismus jetzt
eine Diktatur des Kollektivismus her-
vorgeht.“

Der Regierungsmannschaft und den bis-
herigen Stellungnahmen des neuen Re-
gierungschefs nach zu urteilen wird I-
ran auch einen neuen außenpolitischen
Kurs einschlagen.
Neuer Außenminister wird Manutschehr
Mottaki, der in den Atomverhandlungen
mit der EU stets eine unnachgiebige
Haltung gefordert hat. Seine diploma-
tischen Erfahrungen sind gering. Er
war zwar eine zeitlang als Botschafter
Irans in Japan und in der Türkei tä-
tig, trat aber bisher nie als Experte
für außenpolitische Angelegenheiten in
Erscheinung. Ohnehin soll er auch
künftig keine große Rolle spielen,
denn dem Anschein nach sollen die
wichtigsten Bereich der Außenpolitik,
wie zum Beispiel die Verhandlungen ü-
ber das umstrittene Atomprogramm, vom
obersten nationalen Sicherheitsrat ü-
bernommen werden. Ahmadinedschad hat
den ultrakonservativen Ali Laridjani
zum neuen Sekretär des Rates ernannt.
Damit wird Laridjani Nachfolger des
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als moderat geltenden Hassan Rohani,
der bisher als Chefunterhändler mit
den drei EU-Staaten Deutschland,
Frankreich und Großbritannien über das
Atomprogramm verhandelt hat. (s. nach-
stehendes Portrait und S. 13ff in die-
sem Iran-Report)

Die Frage, die die meisten Iraner und
Iranerinnen zurzeit wohl beschäftigt,
ist, ob es der neuen Regierung tat-
sächlich gelingen wird, zu den ersten
Jahren der Revolution zurückzukehren
und all die gesellschaftlichen und po-
litischen Einschränkungen wieder ein-
zuführen, die in der Ära Chatami müh-
sam aufgehoben worden waren. Auch die
Furcht, die neue Außenpolitik könnte
das Land in die Isolation treiben, ist
groß. Ahmadinedschad spricht oft von
der sozialen Gerechtigkeit, ohne das
Wort Freiheit in den Mund zu nehmen.
Sein Ziel ist ein islamischer Staat
und eine Großmacht Iran im Nahen und
Mittleren Osten. Ob er diese Ziele mit
einem Volk erreichen wird, das in sei-
ner Mehrheit eine andere Gesellschaft
herbeisehnt, ist mehr als fraglich.

Im Portrait: Laridjani, der neue Sek-
retär des Nationalen Sicherheitsrats

Der zum Sekretär des Obersten Nationa-
len Sicherheitsrats ernannte Ali La-
ridjani hat Philosophie, Mathematik
und Computerwissenschaften studiert.
Er war eine zeitlang unter Haschemi
Rafsandschani Kulturminister. 1994
wurde er vom Revolutionsführer Ali
Chamenei zum Chef des staatlichen
Rundfunks und Fernsehens ernannt. Un-
ter seiner Leitung entwickelten sich
die staatlichen Sender zum Sprachrohr
der damaligen konservativen Opposition
gegen die Reformpolitik des ehemaligen
Präsidenten Mohammad Chatami. Laridja-
ni sieht in jeglicher Reformbewegung
eine Unterminierung islamischer Werte.

Berühmt wurde Laridjani durch eine Se-
rie im Fernsehen, in der kritische
Schriftsteller, Künstler und Journa-
listen denunziert wurden. Auch die
Hetzkampagne gegen die Iran-Konferenz,
die im Jahr 2000 von der Heinrich-
Böll-Stiftung in Berlin veranstaltet
wurde, kann Laridjani als eine wichti-
ge Dienstleistung an den Gottesstaat
für sich verbuchen. Die Kampagne lie-
ferte der Justiz den Vorwand, die ira-
nischen Teilnehmer der Konferenz zu
verhaften und sie zum Teil zu langjäh-
rigen Gefängnisstrafen zu verurteilen.
Zu ihnen gehört auch der bekannte

Journalist Akbar Gandji, der sich im-
mer noch in Haft befindet.

Laridjani hat nie aus seiner ablehnen-
den Haltung gegenüber den Atomgesprä-
chen mit der EU ein Hehl gemacht. Die
kürzlich vorgelegten EU-Vorschläge be-
zeichnete er als „lächerlich“. Das A-
tomprogramm sei für ihn „ein Symbol
der Würde des iranischen Volkes“, sag-
te er. Mehrmals warf er seinem Vorgän-
ger vor, dies den Europäern nicht
richtig übermittelt zu haben. Ein dau-
erhaftes Aussetzen der Urananreiche-
rung käme für ihn nie in Frage, beton-
te er.

2005 wurde Laridjani als Kandidat meh-
rerer konservativer Fraktionen für die
Präsidentenwahl nominiert. Doch mit
weniger als sechs Prozent der Stimmen
schied er schon in der ersten Runde
aus. Kurz nach Ahmadinedschads Wahl-
sieg wurde jedoch klar, dass er eine
Schlüsselposition im neuen Kabinett
besetzen wird. Der Nationale Sicher-
heitsrat ist für strategische Ent-
scheidungen des Landes zuständig. Ob
Laridjani auch das Team seines Vorgän-
gers Rohani ändern wird, bleibt abzu-
warten.

In einem ersten Interview nach seiner
Ernennung sagte Laridjani der Tages-
zeitung „Schargh“, die Europäer müss-
ten verstehen, dass „die iranische Re-
gierung entschlossen ist, den Produk-
tionskreislauf für nukleare Brennstof-
fe zu behalten“ und damit auch die U-
ran-Anreicherung. Teheran akzeptiere
die Resolution der Internationalen A-
tombehörde (IAEA) nicht, in der es zur
Aufgabe der Uran-Umwandlung aufgefor-
dert worden war.

Laridjani erklärte, es sei „theore-
tisch möglich“, dass der Atomstreit
vor den UN-Sicherheitsrat gebracht
werde. Teheran halte jedoch an der
Wiederinbetriebnahme der Atomanlage in
Natanz fest, wo Uran angereichert
wird. Dafür müsse jedoch „der Verhand-
lungsweg genutzt werden“. In einem
früheren Interview hatte Laridjani den
von den drei EU-Staaten, Deutschland,
Frankreich, Großbritannien geforderten
Verzicht auf die Urananreicherung im
Austausch gegen nukleare und wirt-
schaftliche Zusammenarbeit mit dem
Tausch einer „Perle gegen ein Bonbon“
verglichen.
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Den „islamischen Staat“ aufbauen

Der Abgeordnete Mohammad Reza Fakher
kündigte beim Freitagsgebet den Aufbau
eines „islamischen Staates“ an. Iran
werde Schritt für Schritt, unter Be-
rücksichtigung internationaler Ver-
kehrsnormen nach vorn schreiten. „Un-
ser Land hat schwere Qualen erlitten“,
sagte Fakher. „Da es um die Etablie-
rung der Revolution ging, haben wir
viel Geduld aufbringen müssen.“ Aber
nun habe sich die Revolution endgültig
etabliert und das Land habe die „drit-
te Phase“ erreicht. Jetzt müssten alle
Kräfte auf den Aufbau des islamischen
Staates, der alle Bereiche der Gesell-
schaft umfasst, konzentriert werden.
Dies bedeute nicht, dass die bisheri-
gen Regierungen nicht islamisch genug
gewesen seien, sie seien aber zu sehr
mit der Etablierung der Revolution be-
schäftigt gewesen. Jetzt sei alles be-
reit für die dritte Phase.

Mit der Präsidentenwahl seien alle
Vorstellungen der Großmächte in der
Welt durcheinander geraten, sagte Fak-
her. Ohne Unterstützungen einer Partei
oder einer Fraktion, ohne Hilfe der
Medien habe Gott bei dieser Wahl „die
Herzen der Menschen in unserem Land in
eine Richtung gelenkt, mit der keiner
von uns gerechnet hatte“. Es sei eine
Wahl nach „demokratischen Prinzipien“
gewesen, die „der Westen verlogen für
sich in Anspruch nimmt“. Das iranische
Volk habe einen „islamischen, ehrli-
chen und genügsamen Präsidenten“ ge-
wählt. „Parteien und Presse sind zwei
überflüssige Instrumente der westli-
chen Demokratie“, erklärte Fakher.
„Wenn wir einen islamischen Staat auf-
bauen wollen, müssen wir dies nach is-
lamischen Grundsätzen tun. Ein islami-
scher Staat braucht keine verwestlich-
ten Parteien und Medien. Was wir brau-
chen, sind islamische Zeitungen.“ Man
könne einen islamischen Staat auch
nicht mit „schmutzigen Fingern, vollem
Bauch und verseuchtem Fleisch“ aufbau-
en. „Wir brauchen fromme, integre Men-
schen, die in den vergangen Jahren
ausgeschlossen wurden. Sie müssen wie-
der eingesetzt werden“ forderte Fak-
her.

Gandji brach seinen Hungerstreik ab

Der regimekritische iranische Journa-
list Akbar Gandji hat seinen Hunger-
streik nach siebzig Tagen beendet.
Dies berichtete die staatliche Nach-
richtenagentur IRNA unter Berufung auf

Ärzte im Teheraner Milad-Krankenhaus.
Gandji folge nun den Anweisungen der
Ärzte, sein Gesundheitszustand sei zu-
frieden stellend.

Gandjis Frau, Masumeh Schafi-i, bestä-
tigte in einem Interview mit der AFP,
dass ihr Mann den Hungerstreik ab-
gebrochen habe. „Ich habe ihn gestern
Abend gesehen“, sagte sie am 22. Au-
gust. Er könne zwar noch keine normale
Nahrung aufnehmen, werde jedoch durch
leichte Kost und Infusionen ernährt.

Gandji war nach der Teilnahme an einer
im April 2000 von der Heinrich-Böll-
Stiftung in Berlin veranstalteten I-
ran-Konferenz in Teheran verhaftet und
zu sechs Jahren Gefängnis verurteilt
worden. Zur Berühmtheit gelangte er
durch seine Bücher, in denen er unter
anderem die Hintergründe der staatli-
chen Mordattentate gegen Dissidenten,
insbesondere die so genannten Ketten-
morde des Jahres 1999 aufdeckte. Diese
Aufklärungsarbeit und seine unnachgie-
bige Kritik an den Machthabern waren
wohl der eigentliche Grund für das un-
gewöhnlich harte Urteil gegen ihn. A-
ber er ließ sich nicht einschüchtern.
Im Gefängnis verfasste er ein „Mani-
fest“, in dem er die Trennung von Re-
ligion und Staat und die Gründung ei-
ner säkularen Republik forderte.

Mit seinem Hungerstreik protestierte
Gandji, der schon seit langem unter
schwerem Asthma und Rückenschmerzen
leidet, gegen die unerträglichen Haft-
bedingungen. Er forderte seine bedin-
gungslose Freilassung. Die Justiz
blieb hart, behauptete, selbst dann,
als Fotos veröffentlicht wurden, auf
denen Gandji völlig abgemagert und ge-
schwächt zu sehen war, sein Gesund-
heitszustand sei normal.

Mitte Juli wurde Gandji angeblich we-
gen eines Meniskusrisses in das staat-
liche Milad-Krankenhaus gebracht. Dort
setzte er seinen Hungerstreik fort.
Die Abteilung wurde zum militärischen
Sperrgebiet erklärt. Niemand, nicht
einmal Gandjis Frau, konnte ihn besu-
chen. Erst als die internationalen
Proteste immer lauter wurden – zuletzt
forderte UN-Generalsekretär Kofi Annan
Gandjis Freilassung – schien die Jus-
tiz eingelenkt zu haben. Wie weit sie
den Forderungen Gandjis entgegen ge-
kommen ist, ist bislang nicht bekannt.
Doch aus den Worten von Masumeh Scha-
fi-i konnte man den Eindruck gewinnen,
dass ein Kompromiss gefunden wurde,
mit dem offenbar die Familie zufrieden
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sein konnte. „Es scheint, dass es ver-
nünftig gewesen war, uns drei Wochen
lang den Besuch bei Gandji untersagt
zu haben“, schrieb Schafi-i in einer
Presseerklärung am 25. August. „In An-
betracht von Gandjis Zustand wäre ein
Besuch seiner Mutter, die herzkrank
ist und der Kinder bei ihm nicht rat-
sam gewesen.“ Schafi-i bedankte sich
für den Einsatz des Ärzteteams und des
Krankenhauspersonals. Die Möglichkeit,
dass diese Erklärung erpresst worden
ist, kann nicht ausgeschlossen werden.

Drei Tage nach ihrer Presseerklärung
konnte man aus einem Gespräch, das sie
mit dem Internet-Dienst Mizan News
führte, gewisse Zweifel über die ge-
troffenen Vereinbarungen entnehmen.
Sie beschwerte sich darüber, dass
Gandji nicht aus dem Krankenhaus ent-
lassen werde, obwohl die Ärzte ihm ei-
nen „guten Gesundheitszustand“ be-
scheinigt hätten.

„Heute habe ich Gandji im Krankenhaus
besucht“, sagte Schafi-i. „Es geht ihm
gut. Dennoch wurden keine Anstalten
gemacht, um ihn aus dem Krankenhaus zu
entlassen.“ Dies widerspreche den Ver-
einbarungen, die zwischen Gandji und
den Vertretern der Justiz getroffen
worden seien.

Auf die Frage, wieweit Gandji den Ver-
tretern der Justiz traue, antwortete
sie: „Er muss jedenfalls sicher gewe-
sen sein, sonst hätte er seinen Hun-
gerstreik nicht abgebrochen. Auch mei-
ne Kinder und ich hoffen, dass er in
den nächsten Tagen nach Hause kommt.“
Sollten die Verantwortlichen die Ver-
einbarungen nicht einhalten, werde
Gandji entsprechend darauf reagieren,
warnte Schafi-i.

Am 29. August äußerte sich der berühmt
berüchtigte Oberstaatsanwalt Said Mor-
tazawi zu Gandji. Auf die Frage, ob
Gandji nun Hafturlaub bekäme, sagte
er: „Wir treffen grundsätzlich keine
Vereinbarung mit Gefangenen. Wenn ein
Gefangener sich ungebührlich verhält
und die Justiz zu Zugeständnissen
zwingen will, würden wir gesetzeswid-
rig handeln, wenn wir seine Forderun-
gen akzeptieren würden. Wenn Gefangene
sich normal verhalten und nicht straf-
fällig werden, werden sie von uns nor-
mal behandelt. Das bedeutet, dass sie
dieselben Rechte genießen, die jedem
Gefangenen zustehen. Wenn ein Gefange-
ner sich jedoch straffällig verhält
und sich während seines Hafturlaubs
strafbar macht, werden wir einschrän-

kende Maßnahmen gegen ihn durchführen.
Sollte er aber seine Taten bereuen und
sich wie ein normaler Gefangener ver-
halten, werden wir ihn auch normal be-
handeln.“

Selbstmordkommandos auch im Ausland

Eine neue iranische Extremistengruppe
hat nach eigenem Bekunden zum Schutz
vor möglichen US-Angriffen auf Atoman-
lagen in Iran Selbstmordkommandos or-
ganisiert.

Die in Iran erscheinende Wochenzeitung
Partow-e Sokhan, deren Besitzer der
rechtsradikale Geistliche Ayatollah
Mesbah Yazdi ist, veröffentlichte ein
Interview mit Mohammadreza Djafari,
dem Kommandanten einer wenig bekannten
militärischen Einrichtung, die den Na-
men „Stützpunkt der Freunde des Märty-
rertums“ trägt. Mesbah Yazdi, der oft
beim Freitagsgebet als Prediger auf-
tritt,  wird allgemein als der wich-
tigste Ideologe der radikalen Isla-
misten eingeschätzt. Er gilt auch als
Ziehvater des neuen Staatspräsidenten
Mahmud Ahmadinedschad.

In dem Interview berichtet Djafari ü-
ber einen, nach dem Revolutionsführer
Ali Chamenei benannten Plan, der der
Verteidigung der Atomanlagen dienen
soll. „Unser Plan basiert auf der
spontanen Bewegung des Volkes“, sagte
Djafari. „Wir sind dabei, einige Divi-
sionen aus freiwilligen Märtyrern auf-
zustellen und sie unter Anwendung mo-
derner Taktiken zur Verteidigung unse-
res islamischen Vaterlands an strate-
gisch wichtigen Stellen einzusetzen.
Wir werden den hypothetischen Feind
mit den wichtigsten Waffen der Märty-
rer, dem menschlichen Schutzschild und
der Selbstopferung, vernichten.“

Die Zeitung berichtet, dass Djafari
vor „tausenden von Märtyrern“, die
sich zur Verteidigung der Atomanlagen
in Aarak, Isfahan, Natanz und Buschehr
versammelt hatten, erklärt habe, soll-
ten die USA den Fehler begehen und die
Islamische Republik militärisch an-
greifen, „werden wir überall auf der
Welt ihre Einrichtungen in Brand ste-
cken und ihnen keinen Fluchweg lassen.
„Die USA sollten wissen, dass jeder
Märtyrer eine Atombombe ist“, sagte
Djafari.

Die Zeitung hatte Anfang August in ei-
ner Anzeige um Mitglieder für die neue
Extremistengruppe geworben. Auf die
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Frage, wie Djafari sich die Kritik er-
klären könne, die aufgrund der Anzeige
laut geworden sei, antwortete er:
„Sollen wir etwa hinnehmen, dass Isra-
el tausende Kinder, Männer und Frauen
im besetzten Palästina tötet und ihre
Häuser zerstört? Den Muslimen soll es
aber nicht erlaubt sein, eine kleine
Anzeige zu veröffentlichen, mit dem
Ziel, Kräfte zur Verteidigung ihrer
Heimat zu rekrutieren. Das ist der
Gipfel der Unfairness.“

Die Idee der Gründung des Selbstmord-
kommandos sei entstanden als Amerika-
ner und Israelis der Islamischen Repu-
blik gedroht hätten, sagte Djafari.
„Wir haben auch Einheiten in anderen
Ländern gegründet – sogar in den USA
und anderen Nato-Staaten“, fügte er
hinzu. „Und der Feind befürchtet, die-
se Kultur (des Märtyrertums) könnte
sich zu einer Weltkultur entwickeln.“
Die USA sollten wissen, dass im Falle
eines Angriffs auf Iran der „Zermür-
bungskrieg gegen Washington“ beginnen
werde.

Richter dürfen sich bewaffnen

Am 28. August wurde erneut ein An-
schlag auf einen Richter verübt. Ein
Unbekannter schoss dem Richter Moham-
mad Reza Aghazadeh ins Auge und auf
die Hand, als dieser sein Haus in Te-
heran verlassen wollte. Es war der
vierte Angriff auf einen Vertreter der
Justiz innerhalb von vier Wochen. Die-
ser letzte Angriff veranlasste den Te-
heraner Staatsanwalt für Strafrecht,
Fachroddin Dschafarzadeh, Richtern das
Tragen von Waffen zu erlauben. Sollten
sie sich bedroht fühlen, hätten sie ab
sofort das Recht, zu schießen, sagte
Dschafarzadeh der studentischen Nach-
richtenagentur ISNA.

Richter Aghazadeh wurde bei dem An-
griff am 28. August schwer verletzt
und rang nach den Worten von Justizmi-
nister Djamal Karimi Rad mit dem Tod.
„Ich hoffe, Gott hilft uns, ihn am Le-
ben zu halten“, sagte der Minister.

Am 30. August erklärte Fachreddin Dja-
farzadeh, Leiter der Mordkommission
bei der Teheraner Staatsanwaltschaft,
Aghazadeh sei außer Lebensgefahr. „Er
hat zum Glück die Hand vor das Gesicht
gehalten und dadurch verhindert, dass
die Kugel in sein Schädel eindringt.“
An dem Attentat seien mindestens zwei
Personen beteiligt gewesen. Das Motiv
für den Angriff sei noch nicht klar.

Wie die staatliche Nachrichtenagentur
IRNA berichtet, war Aghazadeh mit Fäl-
len befasst, bei denen es um größere
Grundstückverkäufe in der Umgebung der
Industriestadt Karadj nordwestlich von
Teheran geht.

Ob der Angriff mit den drei zuvor er-
folgten Attentaten auf Richter im Zu-
sammenhang stand, bleibt im Unklaren.
Laut Angaben eines Justizvertreters
soll sich eine Kommission mit der Zu-
nahme der Gewalt gegen Richter befas-
sen. Anfang des Monats war im Süden
des Landes ein Richter erstochen wor-
den. Im Südwesten schütteten Unbekann-
te einem Richter Säure ins Gesicht und
verunstalteten ihn. Anfang August wur-
de Ghazi Moghaddas, Stellvertreter des
berühmt berüchtigten Teheraner Staats-
anwalts Said Mortazawi, der zuvor als
Richter zahlreiche Dissidenten zu Ge-
fängnisstrafen verurteilt und massen-
haft Zeitungen verboten hatte, in Te-
heran in seinem Auto erschossen. Mog-
haddas hatte unter anderem vor fünf
Jahren den bekannten Journalisten Ak-
bar Gandji zu sechs Jahren Gefängnis
verurteilt. Wenige Tage nach dem Tod
des Richters übernahm eine bewaffnete
Gruppe die Verantwortung für das At-
tentat. Die Justiz hat bisher dazu
keine Stellungnahme abgegeben.

Manche Beobachter äußern die Meinung,
dass gerade dieses eindeutig politi-
sche Attentat eher dem Machtkampf im
Lager der Konservativen als der Oppo-
sition zuzuschreiben ist.

Diskussion um Einheitskleidung für
Frauen wieder aktuell

Mohammad Taghi Rahbar, Mitglied des
Kulturausschusses im islamischen Par-
lament, gehört zu jenen Personen, die
immer wieder gegen die Missachtung is-
lamischer Kleidungsvorschriften ihre
Stimme erheben und strenge Kontrollen
verlangen. In einem Interview mit der
Tageszeitung „Schargh“ berichtete er,
dass der Kulturausschuss ein Fachgre-
mium beauftragt habe, Entwürfe für ei-
ne islamische Einheitskleidung vorzu-
legen. Inzwischen sei der vorgelegte
Entwurf im Ausschuss genehmigt und in
erster Lesung von Parlament verab-
schiedet worden.

Auf die Frage, welches Ziel das Parla-
ment mit der Einheitskleidung verfol-
ge, sagte Rahbar: „Wir wollen eine na-
tionale, islamische Kleidung für Frau-
en als Muster festlegen. Danach sollen
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sich dann alle Modemacher richten. Wir
wollen erreichen, dass diese obszönen,
unanständigen Kleider, die für jede
ehrbare Familie beschämend sind, aus
dem Verkehr gezogen und stattdessen
islamische Kleider getragen werden.“
Die Kleider, die heute in den Geschäf-
ten verkauft werden würden, hätten
nichts gemein mit der islamischen und
iranischen Kultur, meinte Rahbar.
Frauen, die solche Kleider trügen,
seien „Straßenpuppen“. Das Aussehen
mancher Frauen und Mädchen sei für das
ganze Volk beschämend.

Die Ursache für diesen Zustand liege
auch in der „Gleichgültigkeit der Män-
ner“, die ihren Frauen oder Töchtern
erlauben, so auf die Straße zu gehen,
erklärte Rahbar. „Es scheint, dass das
Ehrgefühl allmählich aus unserer Ge-
sellschaft verschwindet.“ Er sei sich
sicher, beteuerte Rahbar, mit dem neu-
en Gesetz und dem Einsatz der verant-
wortlichen Institutionen werden auch
solche Frauen gezwungen sein, sich an
die Vorschriften zu halten und dann
werde „das Verderben“ endlich aufhö-
ren.

Auf die Frage, wie das Gesetz prak-
tisch durchgesetzt werden solle, sagte
Rahbar, man werde zunächst mit den
Schulen, Universitäten und staatlichen
Ämtern beginnen. „Wenn Studentinnen
die Kleidungsvorschriften nicht beach-
ten oder Studenten mit kurzen Hemdsär-
mel erscheinen, werden sie am Ende des
Semesters keine Noten bekommen, exmat-
rikuliert, zum „Ordnungskomitee ge-
schickt oder kein Abschlusszeugnis be-
kommen. Unter diesen Umständen werden
sie sich lieber an die Vorschriften
halten.“

Rahbar berichtete, dass im Parlament
unter anderem auch über „Abwehr gegen
kulturelle Angriffe und Verschwörun-
gen, die durch die Presse, durch Fil-
me, Kleidung oder Sattelitenschüsseln
sich bemerkbar machen“, debattiert
worden sei. Man werde auch diesbezüg-
lich erforderliche Beschlüsse fassen.

Die Kleidungsvorschriften bezögen sich
vorerst auf Frauen. Sollten sich auch
Männer unanständig kleiden, werde man
sicherlich auch gegen sie vorgehen,
vor allem dort, wo Männer und Frauen
zusammenkommen. Es sei nicht hinnehm-
bar, wenn Männer in Anwesenheit von
Frauen „mit kurzen Hemdsärmel und eng
anliegenden Hosen“ erschienen. Auf die
Frage, ob es außer Ärmel und Hosen bei
Männern noch etwas zu beanstanden ge-

be, etwa lange Haare, erwiderte Rah-
bar: „Nein, die Länge der Haare steht
nicht zur Diskussion. Vielleicht mag
jemand lange Haare. Wir können doch
nicht die Leute provozieren und uns in
ihre Privatangelegenheiten einmi-
schen.“
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II. Wirtschaft

Wer wird neuer Ölminister, welche Plä-
ne hat die neue Regierung?

Wer wird neuer Ölminister? Das ist ei-
ne der aktuellsten Fragen, die man
sich in diesen Tagen in politischen
Kreisen Irans stellt, nachdem das Par-
lament den für das Ölministerium vor-
gesehenen Ali Saidlu wegen Mangels an
Sachkenntnissen und Erfahrungen und
wohl auch aufgrund politischer Macht-
kämpfe abgelehnt hat. Der Staatpräsi-
dent hat zwar dem Gesetz nach drei Mo-
nate Zeit um einen neuen Vorschlag
vorzulegen. Aber es ist kaum vorstell-
bar, dass eines der wichtigsten Minis-
terien, das wirtschaftlich eine zent-
rale Rolle spielt und auch außenpoli-
tisch von großer Bedeutung ist, so
lange ohne Führung bleibt.

Die bisherigen Informationen deuten
darauf hin, dass die in Iran herr-
schenden Fraktionen sich bislang über
die Besetzung dieses Postens nicht ge-
einigt haben. Zu viele ökonomische und
politische Interessen und Privilegien
sind mit diesem Posten verbunden, auf
die niemand freiwillig verzichten
wird. Nach allem, was aus den Kreisen
um den Staatspräsidenten durchgesi-
ckert ist, hat Ahmadinedschad nicht
die Absicht, jemandem aus der Reihe
der Parlamentsabgeordneten den Minis-
terstuhl anzubieten. Er scheint be-
strebt zu sein, gerade diesen Posten
einem engen Vertrauten zu übergeben.
Aber nach der Ablehnung seines Wegge-
fährten Saidlu muss auch er festge-
stellt haben, dass er solche Entschei-
dungen nicht allein treffen kann.

Wie die Nachrichtenagentur IRNA am 30.
August meldete, hat Ahmadineschad für
das Personalproblem eine Übergangslö-
sung gefunden. Er hat den bisherigen
Staatssekretär im Ölministerium, Kazem
Waziri Hamaneh, mit der Übernahme der
Amtsgeschäfte des Ministeriums beauf-
tragt. Hamaneh gehört der konservati-
ven Fraktion Osulgarajan (Prinzipien-
treue) an. In der von Ahmadinedschad
unterzeichneten Ernennung heißt es:
„Angesichts Ihrer Treue zum Glauben,
Ihrer Zuverlässigkeit und Ihrer wert-
vollen Erfahrungen beauftrage ich Sie
mit der Übernahme der Amtsgeschäfte
des Ölministeriums. Ich hoffe, Sie
werden gemeinsam mit den einsatzberei-
ten Mitarbeitern des Ministeriums und
in Zusammenarbeit mit den Ministerkol-
legen dazu beitragen, die vier Grund-
sätze meiner Regierung umzusetzen: Ge-

rechtigkeit, Liebe, Bereitschaft zur
Dienstleistung an den Geschöpfen Got-
tes und materieller und geistiger
Fortschritt.“

Wichtiger als die Person, die auf dem
Ministerstuhl Platz nehmen wird, ist
jedoch die künftige Ölpolitik. Bisher
hat sich die neue Regierung mit popu-
listischen Gemeinplätzen begnügt und
keine konkreten Pläne vorgelegt. Fest
steht zum Beispiel, dass viele Öl- und
Gasproduktionsanlagen, ganz zu schwei-
gen von Raffinerien, veraltet sind und
unbedingt einer Modernisierung und
Weiterentwicklung bedürfen. Dieser
Mangel ist so groß, dass Iran nach
Meinung von Experten zurzeit nicht
einmal in der Lage ist, die ihm sei-
tens der OPEC (Organisation erdölex-
portierender Länder) zugestandene Men-
ge voll zu exportieren. Die Frage ist,
welchen Stellenwert die neue Regierung
der Öl- und Gasindustrie beimisst,
welche Politik sie auf dem Weltmarkt
vertritt, welche Verkaufsstrategie sie
einschlagen möchte und wie sie die Mo-
dernisierung bewerkstelligen und vor
allem finanzieren will. Auf welcher
Grundlage werden Verträge mit auslän-
dischen Firmen geschlossen, wieweit
ist die Regierung bereit, diesen Fir-
men entgegen zu kommen? Wie wird die
Regierung mit der Gasproduktion ver-
fahren? Wird sie den inländischen oder
den ausländischen Markt bevorzugen?
Schließlich ist zu fragen, welche Rol-
le die Öleinnahmen innerhalb der Ge-
samtwirtschaft spielen sollen. Ahmadi-
neschad  hatte die Wahl unter anderem
mit dem Versprechen gewonnen, dass je-
de iranische Familie „bei jeder Mahl-
zeit“ feststellen werde, an den Ölein-
nahmen beteiligt zu sein. Doch diese
Parole gibt auf die hier gestellten
Fragen keine Antwort.

Cholera: Siebzig Milliarden Tuman
Schaden

Die sich seit Wochen in Iran ausbrei-
tende Cholera hat bei Gemüsebauern und
Gemüsehändlern bisher einen Schaden
von siebzig Milliarden Tuman (siebzig
Millionen Euro) verursacht. Dies teil-
te der Sprecher des Landwirtschaftsmi-
nisteriums, Madjid Ghassemi, am 27.
August der Presse mit. Sollte sich die
gegenwärtige Entwicklung fortsetzen,
werde der Schaden bis zum Ende des
Sommers die Höhe von zwei Milliarden
Euro erreichen.
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Cholera verbreitet sich vorwiegend
durch Wasser und Gemüse. Daher wurden
in verschiedenen Teilen des Landes der
Gemüseanbau und Gemüseverkauf verbo-
ten. An einigen Orten wurde das geern-
tete Gemüse vernichtet.

Ghassemi sagte, das Katastrophenteam
des Innenministeriums werde demnächst
Vorschläge vorlegen, um die Bauern und
Gemüsehändler zu entschädigen. Er kri-
tisierte das Gesundheitsministerium
und warf ihm vor, mit dem Verkaufsver-
bot und der Vernichtung von Gemüse
„den einfachsten und teuersten Weg zur
Bekämpfung der ansteckenden Krankheit
gewählt“ zu haben. Stattdessen habe
man Expertengruppen in verschiedene
Gegenden des Landes zur Lokalisierung
der Krankheit senden und entsprechende
Gebieten sperren müssen, um erstens
die Krankheit unter Kontrolle bringen
und zweitens Schaden von den Betroffe-
nen abwenden zu können.

Wie Ghassemi berichtete, wird in Iran
jährlich 2,6 Millionen Tonnen Gemüse
produziert, das auf 150.000 Hektar
Land wächst. 95 Prozent der Äcker wür-
den mit sauberem Wasser bewässert. Die
restlichen fünf Prozent seien zumeist
Äcker am Rande der Großstädte, vor al-
lem am Rande der Hauptstadt Teheran,
die mit Abwässern bewässert würden.

Nach den neuesten Informationen sind
inzwischen (bis zum 27. August) 927
Menschen an Cholera erkrankt und elf
Personen gestorben. Das Gesundheitsmi-
nisterium erklärte, die Krankheit sei
inzwischen unter Kontrolle, warnte je-
doch vor einer „zweiten Welle der Cho-
lera“, die bis Anfang Herbst anhalten
könne.

Manche Experten sind der Meinung, dass
die Cholera aus Pakistan und Afghanis-
tan nach Iran übertragen worden sei.
Andere behaupten, die Krankheit käme
aus der Türkei, wo vierzig Kilometer
entfernt der Grenze zu Iran sechs Per-
sonen an Cholera gestorben seien. Aus
diesem Grund wurde die Grenze zwischen
Iran und der Türkei für Tagesreisende
gesperrt. Andere Reisende werden an
der Grenze ärztlich untersucht.

Kampfansage an die Schmuggelwirtschaft

Nach einem vom Parlament verabschiede-
ten Gesetz werden künftig alle gela-
gerten Waren, deren Einfuhr verboten
ist, als Schmuggelware bewertet und
die Lager- bzw. Warenbesitzer dafür

hart bestraft. Das Gesetz soll dem
Schutz der inländischen Produktion
dienen, die in den letzten Jahren
durch die Schmuggelwirtschaft erhebli-
che Schäden erlitten hat. Dazu wird
die Regierung angewiesen, sämtliche
Zollfreiheiten oder Tarifnachlässe,
die bisher bestimmten Personen und
Gruppen eingeräumt wurden, aufzuheben.
Es wird ausdrücklich betont, dass der
Wirtschaftsrat oder ähnliche Instanzen
nicht dazu befugt seien, staatlichen
oder privaten Importeuren Privilegien
zuzugestehen. Ausgenommen sind Hilfs-
güter, die für den „Roten Halbmond“ o-
der andere Hilfsgruppen bestimmt sind.

Das Gesetz ist das Ergebnis eines nun
dreijährigen Versuchs zur Eindämmung
des Imports ausländischer Waren, die
vorwiegend illegal ins Land gebracht
werden. Vor drei Jahren hatte die Re-
gierung im Kampf gegen die Schmuggel-
wirtschaft die Bestrafung von Groß-
händlern und Verkäufern angeordnet,
die den Nachweis über bezahlte Zollge-
bühren für bestimmte Waren nicht
erbringen konnten. Dazu gehören Fern-
sehgeräte, Kühl- und Gefrierschränke,
Stoffe aller Art, Zigaretten, Tee, Au-
toersatzteile, Computer und derglei-
chen mehr. Demgegenüber wurden gewisse
Einfuhrerleichterungen verordnet, um
die Schmuggler dazu zu bewegen, die
Waren legal zu importieren. Doch diese
Maßnahmen haben nur beim Zigaretten-
schmuggel gewisse Erfolge erzielt. Im
vergangenen Jahr hatte „das Kommando
gegen die Schmuggelwirtschaft“ er-
klärt, von den 200 Schiffsanlegestel-
len seien 33 illegal und müssen verbo-
ten werden. Warum sie nicht längst
verboten wurden, erklärte der damalige
Wirtschaftminister im Parlament. Er
sagte, es gäbe in Iran Kräfte, über
die die Regierung keine Macht habe.

Tatsache ist, dass mafiöse Organisati-
onen und Wirtschaftsverbände, die un-
ter dem Schutz einflussreicher Mächte,
wie dem der Organisation der Revoluti-
onswächter, dem Geheimdienst oder re-
ligiöser Stiftungen stehen, den größ-
ten Teil der Schmuggelwirtschaft für
sich monopolisiert haben. Gegen diese
Mächte helfen weder die Verordnungen
der Regierung noch die Gesetze des
Parlaments.

Selbstverständlich gibt es auch struk-
turelle und ökonomische Ursachen für
die Schmuggelwirtschaft. Die Zollbe-
stimmungen sind zu kompliziert, die
Zolltarife zu hoch. Die inländischen
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Waren sind qualitativ schlechter und
teurer als ausländische Waren.

Tee, Haushaltsgeräte, Zigaretten und
Textilien bilden in der Reihe ge-
schmuggelter Waren die Spitze. Demge-
genüber werden vor allem Brennstoffe
wie Rohöl und Benzin, die in Iran bil-
lig sind, in die Nachbarländer ge-
schmuggelt.

Politische Beobachter sehen die Bedeu-
tung des neuen Gesetzes vor allem dar-
in, dass es von den Rechten, die im
Parlament die Mehrheit bilden, verab-
schiedet wurde. Gerade diesen Kräften
wird die Monopolisierung des Schmug-
gelmarkts nachgesagt. Deshalb besteht
kaum Hoffnung, dass das neue Gesetz
mehr Erfolg erzielen könnte als die
Gesetze und Verordnungen der letzten
Jahre.

Erste private Stromanlage in Betrieb

Die erste private Stromanlage in Iran,
ein gemeinsames Projekt zwischen einem
iranischen und einem deutschen Unter-
nehmen, wurde Mitte August in Betrieb
genommen. Die mit einer Investition
von 360 Millionen Euro aufgebaute, 954
Megawatt starke Anlage in Isfahan be-
steht aus sechs Abteilungen. Die erste
Abteilung mit einer Kapazität von 159
Megawatt wurde bereits ins nationale
Stromnetz genommen. Es ist geplant,
dass die anderen Abteilungen nachein-
ander im Abstand von 45 Tagen an das
Netz angeschlossen werden, so dass bis
zum März nächsten Jahres die Anlage
mit ihrer gesamten Kapazität einge-
setzt werden kann.

An dem Kapital des gemeinsamen Unter-
nehmens sind die iranische Firma mit
achtzig und die deutsche mit zwanzig
Prozent beteiligt. Die Gas-Anlage wur-
de innerhalb eines Jahres gebaut. Sie
soll nach zwanzig Jahren in den Besitz
des Staates übergehen.

Der steigende Strombedarf und die be-
schränkten staatlichen Investitionen
haben die Regierung dazu veranlasst,
mehr als bisher um ausländische und
inländische Investoren zu werben. Ähn-
liche Projekte wie das in Isfahan sind
für andere Teile des Landes geplant.

Die Regierung plant für die nächsten
zehn Jahre eine Produktionssteigerung
um 30.000 Megawatt. Die Produktions-
kosten für 18.000 Megawatt wird die
Regierung tragen, die restlichen

12.000 Megawatt sollen an in- und aus-
ländische Privatunternehmen vergeben
werden. Die Regierung ist verpflich-
tet, den Unternehmen den Brennstoff
für die Stromerzeugung zu liefern.

Iran verfügt zurzeit über eine Strom-
kapazität von 38.000 Megawatt. Nach
Ansicht von Experten muss die Kapazi-
tät in den nächsten vier Jahren min-
destens um 14.000 Megawatt erhöht wer-
den um den Anstieg des Strombedarfs
des Landes decken zu können.

Rückruf für Peugeot 405

Wie die Autofirma „Iran Khodro“, der
größte Autoproduzent des Landes, an-
kündigte, werden  69000 Fahrzeuge der
Marke Peugeot 405 aufgrund technischer
Fehler aus dem Verkehr gezogen. Die
Entscheidung wurde gefällt, nachdem
einige Fahrzeuge in den letzten Tagen
in Brand gerieten. Das staatliche
Fernsehen hatte zuvor einen Bericht ü-
ber vier Peugeot-Fahrzeuge in der
Stadt Ahwas gesendet, die während des
Tankens in Brand geraten waren. Perso-
nen waren dabei nicht zu Schaden ge-
kommen.

Die Firma Iran Khodro, die seit mehr
als einem Jahrzehnt die in Iran mon-
tierten Peugeot-Fahrzeuge herstellt,
fand schnell den Fehler heraus und
forderte alle Peugeot-Besitzer, die
ihre Fahrzeuge während der letzten
vier Monaten gekauft haben, auf, diese
zur Beseitigung eines technischen Feh-
lers an die Filialen zurückzugeben.

Seitdem in Iran Fahrzeuge hergestellt
werden, ist es das erste Mal, dass ei-
ne Firma die Verantwortung für techni-
sche Fehler übernimmt, obwohl die Au-
tofirmen oft bei der Montage billige
und fehlerhafte Teile einbauen, die
sich rasch bemerkbar machen. Den Scha-
den mussten die Besitzer selbst tra-
gen. Allerdings handelte sich dieses
Mal um einen Fehler, der leicht zum
Tod der Besitzer führen könnte.

Im vergangenen Jahr wurden in Iran
rund 900.000 Fahrzeuge produziert. Im
laufenden Jahr wird die Produktion
nach Einschätzung der Experten die
Millionengrenze überschreiten. Die
Produzenten hatten bisher keinerlei
Absatzprobleme. Das wird sich ändern,
wenn die Produktion über ein bestimm-
tes Maß steigt. Hinzu kommt die Sorge,
dass der Import von Fahrzeugen zunimmt
und ausländische Firmen nach und nach
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den Automarkt erobern. Doch diese Ge-
fahr ist vorläufig nicht akut, denn
die eingeführten Fahrzeuge sind vor
allem aufgrund von hohen Zolltarifen
unvergleichlich teuerer als inländi-
sche. Insofern können sich nur wenige
ausländische Fahrzeuge leisten.

III. Außenpolitik

EU sagt Gespräche mit Iran ab

Die drei EU-Staaten Deutschland,
Frankreich, Großbritannien haben ihre
für den 31. August geplanten Gespräche
mit der iranischen Regierung über das
iranische Atomprogramm abgesagt. Das
französische Außenministerium erklärte
eine Woche vor dem vereinbarten Ter-
min, da Iran mit der Wiederaufnahme
seines Atomprogramms in Isfahan das
Pariser Abkommen gebrochen habe, werde
es vorläufig keine Verhandlungen mit
Teheran geben. Das bedeute jedoch kei-
nen Abbruch der Beziehung zum Iran,
betonte das Ministerium.

Das im November letzen Jahres getrof-
fen Abkommen zwischen dem EU-Trio und
Iran wird auf beiden Seiten unter-
schiedlich interpretiert. Nach EU-
Lesart habe sich Iran verpflichtet,
sein Atomprogramm, wozu auch die Uran-
anreicherung gehört, bis zum Ende der
Verhandlungen auszusetzen. Teheran
hingegen meint, die Aussetzung der U-
rananreicherung sei freiwillig und für
eine kurze Dauer gewesen. Die Europäer
hätten die Verhandlung immer weiter
hinausgezögert und damit die Fortset-
zung des iranischen Atomprogramms ver-
hindert.

Ende Juli hatte Iran die EU-Staaten
ultimativ aufgefordert, ihre Vorschlä-
ge zur Lösung des Atomstreits inner-
halb von 24 Stunden vorzulegen, sonst
werde man die Atomanlage in Isfahan
wieder in Betrieb nehmen. Eine Woche
später legten die Europäer ihre Vor-
schläge vor. Sie boten Teheran umfas-
sende wirtschaftliche Zusammenarbeit
und technologische Unterstützung beim
Aufbau der geplanten Atomanlagen an
und verlangten als Gegenleistung die
dauerhafte Aussetzung der Urananrei-
cherung. Sie seien bereit, den Brenn-
stoff zum Betreiben der geplanten A-
tomanlagen an Iran zu verkaufen. Iran
lehnte ab und nahm den Betrieb in Is-
fahan wieder auf.

Teheran hat bisher immer wieder versi-
chert, dass sein Atomprogramm aus-
schließlich friedlichen Zwecken diene.
Gleichzeitig beharrt das Land auf sei-
nem Recht, eine eigene Atomtechnologie
zu entwickeln. Dieses Recht wird jedem
Unterzeichner des internationalen A-
tomsperrvertrags, zu denen auch Iran
gehört, zugestanden. Die Atombehörde
ist sogar laut Vertrag dazu verpflich-
tet, den Mitgliedsstaaten beim Ausbau



        Iran-Report Nr. 09/2005, 4. Jahrgang

14

und der Vermittlung der Atomtechnolo-
gie behilflich zu sein. Sämtliche füh-
rende Politiker Irans haben unmissver-
ständlich erklärt, dass sie auf dieses
Recht unter keinen Umständen verzich-
ten werden.

Mit der Ablehnung der EU-Vorschläge
sind die Verhandlungen in die Sackgas-
se geraten. Die Standpunkte auf beiden
Seiten scheinen so verhärtet, dass ein
Kompromiss kaum noch erwartet werden
kann. Die EU-Staaten haben Iran ge-
warnt, im Falle eines Scheiterns den
UN-Sicherheitsrat einzuschalten, der
Sanktionen beschließen könnte. Damit
gerät die EU zwangsläufig in das Fahr-
wasser der USA, die seit langem einen
harten Kurs gegen Iran fordern. Am 3.
September wird sich die Internationale
Atombehörde (IAEA) abermals mit dem i-
ranischen Atomprogramm befassen. Der
IAEA-Generalsekretär El Baradei wird
einen Bericht über die aktuellen In-
spektionen in den iranischen Atomanla-
gen vorlegen. Sicher ist, dass auch in
diesem Bericht nicht der Nachweis er-
bracht wird, dass Iran tatsächlich den
Bau von Atombomben plant. Zu welchem
Ergebnis die Tagung vom 3. September
in Wien führen wird, ist ungewiss.

Indes haben am 23. August mehrere hun-
dert Mitglieder der paramilitärischen
Organisation der Basidjis vor der
deutschen, britischen und französi-
schen Botschaft in Teheran demonst-
riert und dabei amerikanische und is-
raelische Fahnen verbrannt. „Stopp der
Urananreicherung ist Verrat“ und „U-
rananreicherung in Natanz muss begin-
nen“, skandierten die Demonstranten.
Sie warfen den drei Staaten, die im
Namen der EU die Verhandlungen über
das iranische Atomprogramm führen,
vor, sich mit dem Druck auf Iran zu
„Marionetten Amerikas“ zu machen.

Fortsetzung der Verhandlungen mit Eu-
ropa - ja oder nein?

Die erste Amtshandlung des neuen Sek-
retärs im Nationalen Sicherheitsrat
und Chefunterhändlers in Atomfragen,
Ali Laridjani war ein Gespräch mit dem
Generaldirektor der Internationalen A-
tombehörde (IAEA) am 26. August in
Wien. Nach diesem Gespräch sagte La-
ridjani der Presse: „Die Meinungsver-
schiedenheiten sind nicht so groß, als
dass sie nicht überbrückbar wären.“ Er
„hoffe“, dass der neue Präsident Mah-
mud Ahmadinedschad „innerhalb eines
Monats“ dem EU-Trio „neue Vorschläge“

zur Beendigung des Atomstreits vorle-
gen werde.

Laridjani erklärte, er erwarte nicht,
dass die EU sich an den UN-
Sicherheitsrat wenden werde. „Mit un-
serer Macht in der Region brauchen wir
keine Angst vor dem Sicherheitsrat zu
haben. Das ist auch nicht im Interesse
der EU und der USA“. Iran sei in die-
ser Frage in einer Position, „in der
wir nur gewinnen können“.

Nach Angaben Laridjanis hätten mehrere
blockfreie Staaten Interesse gezeigt,
an den EU-Verhandlungen mit Teheran
teilzunehmen. An erster Stelle nannte
er Südafrika. „Es könnte sein, dass
dies einen (positiven) Einfluss auf
die Verhandlungen hätte. Hauptge-
sprächspartner für Iran sei allerdings
die Wiener UN-Behörde.

Zurückgekehrt nach Teheran änderte
sich die Position des Chefunterhänd-
lers. Hier signalisierte er eine zu-
nehmend ablehnende Haltung zu Verhand-
lungen mit der EU. „Verhandlungen fin-
den nicht um der Verhandlungen willen
statt, sondern darum, ein bestimmtes
Ziel zu erreichen. Für Iran ist das
Ziel letztlich, seinen eigenen Atom-
kreislauf zu haben“, sagte Laridjani
nach seiner Rückkehr aus Wien. Sein
Land sei nicht mehr bereit, sich auf
langfristige Verhandlungen ohne jede
Perspektive einzulassen.

Das EU-Trio habe nach fast zweijähri-
gen Verhandlungen bislang tatsächlich
nur einen Vorschlag gemacht: Iran dür-
fe keinen eigenen Nuklearkreislauf ha-
ben. Dies sei „schlicht inakzeptabel“.
Laridjani fügte hinzu: „Verhandlungen
sind uns willkommen, entweder mit den
Europäern oder mit Nichteuropäern. A-
ber alle diese Länder sollten als Ka-
talysator wirken, damit der Streit mit
der IAEA rasch beigelegt wird.“

Einen Tag später, am 28. August lehnte
Außenamtssprecher Hamidreza Assefi
Verhandlungen mit der EU ab und for-
derte stattdessen Gespräche mit der
Internationalen Atombehörde. Europa
habe Bedingungen für Verhandlungen ge-
stellt, dies werde Teheran nicht ak-
zeptieren, sagte Assefi. „Wir sind
daran interessiert, mit der IAEA als
unserem Partner zu verhandeln und zu
arbeiten.“
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Uran-Spuren stammen von Geräten aus
Pakistan

Im Atomstreit mit Teheran ist ein an-
geblicher Beweis für die illegale Ent-
wicklung von Nuklearwaffen in Iran
entkräftet worden. Spuren von waffen-
fähigem Uran, die vor zwei Jahren in
Iran gefunden worden seien, stammten
von kontaminierten Geräten aus Pakis-
tan, berichtete die US-Zeitung Wa-
shington Post vom 24. August. Dies ha-
be ein geheimer Ausschuss von Wissen-
schaftlern aus den USA und dem Ausland
herausgefunden.

„Der größte Indizienbeweis, mit dem
bislang alle gewedelt haben, hat sich
mit dieser Schlussfolgerung erledigt“
zitierte die Washington Post einen
ranghohen US-Regierungsmitarbeiter.
Teheran hatte von Anfang an behauptet,
dass das angereicherte Uran an Geräten
gehaftet habe, die Iran aus Pakistan
importiert hatte. Die USA hatten hin-
gegen den Fund als Beweis dafür gewer-
tet, dass Iran waffenfähiges Material
für Atomwaffen produziere. Die Er-
kenntnisse des geheimen Untersuchungs-
ausschusses decken sich mit denen der
Internationalen Atombehörde(IAEA).

Trotz dieser Iran entlastenden Unter-
suchung warnte die US-Regierung, Iran
künftig unbeobachtet zu lassen. Die
Feststellung der Herkunft des Urans an
kontaminierten Zentrifugen kläre nicht
alle offenen Fragen, die das iranische
Atomprogramm betreffen, sagte US-
Außenamtssprecher Sean McCormack in
Washington. Unabhängig davon müsse zum
Beispiel geklärt werden, warum Iran
der IAEA keinen besseren Zugang zur A-
tomanlage Partschin gewähre, die Be-
fragung von leitenden Mitarbeitern
verweigere, einen Produktionsort vor
dem Besuch von IAEA-Mitarbeitern platt
gewalzt habe und welche Rolle das ira-
nische Militär in der Angelegenheit
spiele.

„Wir glauben, dass sie an der Atombom-
be arbeiten, dass sie danach streben“,
sagte McCormack. Bei künftigen Gesprä-
chen müsse es darum gehen, die Wahr-
heit über das iranische Rüstungspro-
gramm herauszufinden.

Russland und Deutschland gegen Einsatz
von Gewalt gegen Iran

Russland hat sich im Atomkonflikt mit
Iran gegen ein militärisches Vorgehen
ausgesprochen. „Wir bevorzugen weitere
Gespräche und betrachten den Einsatz
von Gewalt gegen Iran als kontrapro-
duktiv und gefährlich,“ erklärte das
russische Außenministerium auf seiner
Internetseite. Eine militärische Lö-
sung drohe schwere und kaum vorherseh-
bare Folgen zu haben.

Die russische Regierung reagierte mit
dieser Erklärung auf eine Stellungnah-
me des amerikanischen Präsidenten
George W. Bush, der erklärt hatte, die
Option eines militärischen Angriffes
gegen Iran sei nicht vom Tisch. In ei-
nem Interview mit dem israelischen
Fernsehsender „Channel One“ auf seiner
Ranch im texanischen Crawford hatte
Bush am 13. August auf die Frage, ob
Optionen gegen Iran auch einen Einsatz
von Gewalt umfasse, gesagt: „Wie ge-
sagt, alle Optionen sind auf dem
Tisch. Der Einsatz von Gewalt ist die
letzte Option  für jeden Präsidenten“.
Über ein Jahr vor dem Irak-Krieg hatte
Bush auf einer Pressekonferenz ähnli-
che Formulierungen benutzt. Er hatte
damals gesagt: „Alle Optionen sind auf
dem Tisch und ich werde alle Optionen
auf dem Tisch behalten.“

Russland arbeitet beim Bau von Atoman-
lagen mit Iran eng zusammen und hat
das Land mehrfach gegen Misstrauen
westlicher Länder verteidigt, es ver-
stecke hinter seinem zivilen Nuklear-
programm den Bau von Atombomben.

Auch Bundeskanzler Gerhard Schröder
hat die USA vor militärischen Aktionen
gewarnt. „Nehmt die militärischen Op-
tionen vom Tisch, wir haben erlebt,
dass sie nichts taugen“, sagte der
Kanzler beim offiziellen Wahlkampfauf-
takt der SPD in Hannover. „Lasst uns
mit unseren amerikanischen Freunden
eine starke Verhandlungsposition ge-
genüber Iran entwickeln“, sagte Schrö-
der weiter. Er erinnerte in diesem Zu-
sammenhang an das Nein der Bundesre-
gierung zum Irak-Krieg.

Niemand könne ein Interesse daran ha-
ben, dass die iranische Führung in den
Besitz von Atomwaffen komme, sagte der
Kanzler. Politische Konflikte müssten
aber mit friedlichen Mitteln gelöst
werden. Die Europäer hätten daher vie-
le Angebote gemacht, „um Iran zum Ein-
lenken zu bringen“ sagte Schröder der
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„Bild am Sonntag“. „Ich halte eine mi-
litärische Option für hochgradig ge-
fährlich. Deshalb kann ich sicher aus-
schließen, dass sich eine Bundesregie-
rung unter meiner Führung daran betei-
ligen würde.“

Auch Grünen-Chefin Claudia Roth er-
klärte in Berlin, der Streit um das i-
ranische Atomprogramm müsse auf dem
Verhandlungsweg gelöst werden. „Jeder
Schritt auf dem Weg der Gewalt würde
Fanatikern in die Hände spielen“,
warnte sie. Die Region dürfe nicht
weiter destabilisiert und eine Eskala-
tion der „Gewaltpolitik“ nicht zuge-
lassen werden. „Die Erfahrungen im I-
rak zeigen, dass die Region nicht ira-
kisiert werden darf.“ Roth appellierte
nachdrücklich an die internationale
Gemeinschaft, wieder nach gemeinsamen
Lösungen zu suchen und rief die irani-
sche Regierung auf, sich Verhandlungen
nicht zu verschließen.

Explosion vor Daimler-Chrysler-Büro in
Teheran

Am 2. August ist vor dem Büro der
Fluggesellschaft Britisch Airways und
des Autokonzerns Daimler-Chrysler in
Teheran eine kleine Bombe explodiert.

Augenzeugen zufolge gab es keine Op-
fer. Allerdings sei das Gebäude, in
dem auch der BP-Konzern eine Vertre-
tung hat, leicht beschädigt worden.
Die Polizei und die Unternehmen bestä-
tigten den Vorfall. Das Teheraner In-
nenministerium entsandte am gleichen
Tag Sprengstoffexperten zum Tatort.

„Die Bombe war in einem Mülleimer ver-
steckt“, sagte ein Augenzeuge. „Fens-
ter barsten, das Gebäude wurde erheb-
lich beschädigt, Teile der Decken bra-
chen ein.“ Ein Daimler-Manager sagte:
„Wir hörten einen Knall und rannten
aus dem Büro und sahen Rauch im Flur.“
Es sei aber niemand verletzt worden.

Der Sprecher der British Airways sagte
in London, es sei eine äußerst kleine
Explosion gewesen vor einem von west-
lichen Unternehmen genutzten Büro-
block, in dem auch British Airways sä-
ße. Das Büro der Fluggesellschaft
selbst sei nicht beschädigt worden.

Zu welchem Ergebnis die Ermittlungen
der Polizei und des Innenministeriums
geführt haben, ist bisher nicht be-
kannt.

Neue Regierung will Kampf gegen Terro-
rismus fortsetzen

Die Regierung des neuen Präsidenten
Mahmud Ahmadinedschad will den Kampf
gegen Terrorismus fortsetzen. In dem
dem Parlament vorgelegten Regierungs-
programm ist auch die Rede vom Kampf
gegen „Staatsterrorismus“, womit vor
allem Israels Politik gegenüber den
Palästinensern gemeint ist. Die Paläs-
tinenser könnten weiterhin mit der So-
lidarität Irans rechnen, hießt es
dort.

Iran wolle mit den anderen islamischen
Nationen zusammenarbeiten, um einen
„Islamischen Pol“ in der Welt zu bil-
den, kündigte der Regierungschef an.
Die Außenpolitik müsse den Interessen
Irans dienen. Die Beziehungen zu den
Vereinigten Staaten würden nur dann
wieder aufgenommen, wenn sie im Inte-
resse des Landes und des Volkes lägen,
betonte Ahmadinedschad in seinem Pro-
gramm für die nächsten vier Jahre.

Bush signalisiert Einreisegenehmigung
für Ahmadinedschad zur UNO

US-Präsident George W. Bush hat signa-
lisiert, dass die USA den iranischen
Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad zur
UN-Vollversammlung einreisen lassen
wollen. Zwar werde noch immer eine
Verwicklung Ahmadinedschads in die
Geiselnahme von US-Diplomaten in Tehe-
ran vor 25 Jahren geprüft, sagte Bush
in seinem Heimatort Crawford in Texas.
Die USA hätten aber eine Vereinbarung
mit den Vereinten Nationen, Teilneh-
mern an UN-Veranstaltungen die Einrei-
se zu erlauben. Deshalb „gehe ich da-
von aus, dass er in den USA bei der
UNO sein wird“, sagte Bush.

Die Überlegungen, Ahmadinedschad eine
Einreisegenehmigung zu verweigern,
hatten mitten im Konflikt um das ira-
nische Atomprogramm zu neuen Verstim-
mungen zwischen Washington und Teheran
geführt. Fünf der Ex-Geiseln hatten
den ultrakonservativen iranischen Po-
litiker als einen ihrer Geiselnehmer
bezeichnet. Das iranische Außenminis-
terium hatte die USA darauf vor einem
„schweren Fehler“ gewarnt, wenn Ahma-
dinedschad das Visum verweigert werde.


